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Ungebrochen hohe Nachfrage 
nach medizinischer Versorgung
2023 war wirtschaftlich gesehen ein schwieriges Jahr – auch für das Spital Lachen. Es gab zwar mehr Geburten  
und mehr ambulante Behandlungen, das Neubauprojekt Futura sorgte aber für einen Millionenverlust.

D ie Zahlen des Spitals La-
chen sind trotz aller Wid-
rigkeiten des letzten Jah-
res beachtlich: Wie es in 
einer Medienmitteilung 

mit Rückblick auf das Geschäftsjahr 
2023 heisst, erreichte die Anzahl statio-
närer Patientinnen und Patienten mit 
7051 fast die Rekordzahl des Vorjahres 
von 7124. Hier spielte auch die Schlies-
sung der Geburtshilfe am Ameos-Spi-
tal Einsiedeln eine Rolle. Folglich ka-
men in Lachen 5 Prozent mehr Kinder 
als noch im Vorjahr zur Welt – was ins-
gesamt 471 Neugeborenen entspricht.

Im Bereich der ambulanten Be-
handlung konnte sich das Spital gegen-
über dem Vorjahr um 9,4 Prozent stei-
gern und erreichte mit 25 Millionen 
Taxpunkten ein Allzeithoch. «Die un-
gebrochen hohe Nachfrage der Bevöl-
kerung nach medizinischer Versor-
gung am Spital Lachen spiegelt sich in 
diesen Zahlen wider», heisst es weiter. 

Die hohe Arbeitsauslastung zeigt 
sich auch beim Umsatz. Dieser nahm 
im Vergleich zum Vorjahr leicht zu und 
erreichte 120,8 Millionen Franken. Den-
noch verzeichnete das  Spital aufgrund 
von ausserordentlichen Positionen 
einen Reinverlust von 3,3 Mio. Franken 
für das abgelaufene Geschäftsjahr. 

Grosse Herausforderungen
Die Kluft zwischen den allgemein stei-
genden Kosten und unveränderten Ta-
rifen stellte die Schweizer  Spitäler vor 
sehr grosse Herausforderungen. Das 
bekam auch das Spital Lachen im letz-
ten Jahr zu spüren. «Erwartungsge-
mäss konnte dadurch das operative Er-
gebnis nicht auf dem Vorjahresniveau 
gehalten werden», heisst es vonsei-
ten des Spitals. Das EBITDA erreichte 
6,9 Mio. Franken und reduzierte sich 
damit von 7,2 auf 5,7 Prozent des Um-
satzes. Die Hauptgründe dafür: infla-
tionsbedingte Steigerungen bei den 
Energie- und Sachkosten sowie ein hö-
herer Personalaufwand. Unter ande-
rem investierte das Spital Lachen 2023 
nämlich in die Mitarbeitenden in Form 
von Teuerungsausgleich und geziel-
ten Lohnmassnahmen bei besonders 
gesuchten Fachkräften – dazu  gehört 

zum Beispiel die Erhöhung der Pikett- 
und Schichtzulagen.

Unsicherheiten bei Neubauprojekt
Im Geschäftsjahr 2023 sorgte aber 
vor allem das Neubauprojekt Futura 
für Unsicherheiten. Denn ob es in der 

geplanten Grösse und Form realisiert 
werden könne, sei nicht nur mehr eine 
Frage der Bewilligung, sondern zu-
nehmend auch eine Frage der Finan-
zierung und Tragbarkeit. Grund da-
für  seien die signifikanten Baupreis-
steigerungen. 

«Aufgrund dieser Unsicherhei-
ten erfolgte zum 31.12.23 eine Teilab-
schreibung aktivierter Werte aus dem 
Planungsprozess», heisst es weiter in 
der Mitteilung. Diese Wertberichtigung 
habe das Unternehmensergebnis mit 
5,4 Mio. Franken belastet und führte 
entsprechend zu einem Verlust von 
3,3 Mio. Franken in 2023. 

Zwar ist das Spital betrieblich gese-
hen gut unterwegs, die Tragbarkeit der 
anstehenden Investitionen ist aber in-
frage gestellt. Mit welchen Massnahmen 
es die Rentabilität erhöhen will, erklärt 
Martin Kaspar, Leiter Kommunikation 
und Marketing auf Anfrage: «Unsere 
betrieblichen Kennzahlen zeigen, dass 
wir eine qualitativ sehr gute Medi-
zin effizient zu erbringen vermögen.» 

Dies gelinge dank einer schlanken Or-
ganisation und dem enormen Enga-
gement der über 800 Mitarbeitenden. 
«Mit dem letztes Jahr gestarteten Fo-
kusprogramm haben wir weitere Effi-
zienz- und Ertragssteigerungsmassnah-
men identifiziert und umgesetzt», sagt 
er. Letztlich werde man in der Schweiz 
aber nicht um eine Anpassung der Ta-
rife umhinkönnen.

Mit Schwung und Entschlossenheit
Nach eigenen Aussagen ist das Spital 
Lachen schon wieder mit Schwung 
und Entschlossenheit ins neue Jahr 
gestartet. Sowohl im ambulanten als 
auch im stationären Bereich habe 
man einen erfreulichen Anstieg der 
Behandlungszahlen im ersten Quartal 
verzeichnet. 

Derzeit wird die Gesundheitsein-
richtung interimistisch von Ökonom 
und Spitalmanager Gerold Bolinger 
geführt, bis die designierte CEO Hei-
di Zbinden ihr Amt Anfang Juni über-
nehmen wird. (bru)

Das Inflationsjahr 2023 stellte das 
Spital Lachen vor Herausforderungen.
 Bild Archiv

Bezugsrecht bis 
Ende Ausbildung
Der Regierungsrat hat dem Kantonsrat 
Bericht und Antrag für ein Einfüh-
rungsgesetz zum Bundesgesetz über 
die Förderung der Ausbildung im Be-
reich der Pflege unterbreitet. Die zu-
ständige kantonsrätliche Kommission 
für Gesundheit und Soziale Sicherheit 
hat die Vorlage vorberaten. Sie unter-
stützt den Antrag des Regierungsrates 
weitestgehend und überweist die Vor-
lage mit einem Änderungsantrag an 
den Kantonsrat. 

Die Kommission beantragt, dass 
Personen, die gemäss Einführungsge-
setz Unterstützungsbeiträge für die 
Absolvierung von Bildungsgängen im 
Bereich der Pflege beziehen, diese bis 
zum Ende der Ausbildung beziehen 
können, unabhängig davon, ob die zeit-
liche Geltungsdauer des Einführungs-
gesetzes von acht Jahren abgelaufen 
ist. Die Kommission begründet, dass 
ansonsten Personen, die ihre Ausbil-
dung gegen Ende der Geltungsdauer 
des Gesetzes beginnen, einen Teil ihrer 
Ausbildung selbst bezahlen müssten. 

Nach der Annahme der «Pflegein-
itiative» am 28. November 2021 hat 
das Bundesparlament am 16. Dezem-
ber 2022 das auf acht Jahre befristete 
Bundesgesetz über die Förderung der  
Ausbildung im Bereich der Pfle-
ge (FGA) verabschiedet. Mit diesem 
Bundesgesetz wird nun ein Kernele-
ment der ersten Etappe der Umset-
zung der Pflegeinitiative – die soge-
nannte «Ausbildungsoffensive» – um-
gesetzt. Im Kanton Schwyz sollen die 
bundesrechtlichen Vorgaben über 
die Förderung der Ausbildung im Be-
reich der Pflege mit einer entspre-
chend dem Bundesgesetz auf acht  
Jahre beschränkten Einführungsge-
setzgebung umgesetzt werden. (red)

Regierung ist gegen zusätzliche Gelder  
für Notfallleistungen der Schwyzer Spitäler
Die Spitäler möchten vom Kanton 2,9 Mio. Franken für erbrachte Vorhalteleistungen in den Notfallstationen. 
Die Regierung will nicht zahlen, weil diese «Subvention» nicht im Sinne des geltenden Spitalgesetzes sei.

Die drei Schwyzer Spitäler (AMEOS Kli-
nik Einsiedeln, Spital Lachen und Spi-
tal Schwyz) hatten im April 2023 das 
Departement des Innern um einen 
jährlichen Beitrag von insgesamt rund 
2,9 Mio. Franken ersucht. Dies für Vor-
halteleistungen im Bereich Notfall 
im Sinne von sogenannt gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen (GWL). Die Spi-
täler begründeten ihren Antrag unter 
anderem damit, dass der Notfall mit 
grossen personellen und infrastruktu-
rellen Vorhalteleistungen verbunden 
sei. Dadurch sei dieser betriebswirt-
schaftlich nicht kostendeckend auf-
rechtzuerhalten. Die Regierung lehnte 
das Gesuch ab (wir berichteten).

Marktverzerrungen befürchtet
Gemäss dem Spitalgesetz könnte der 
Kanton für solche Leistungen Beiträge 

an die Spitäler ausrichten. Kantonsrat 
Antoine Chaix (SP, Einsiedeln) fordert 
deshalb in einer Interpellation, dass 
der Kanton die 2,9 Mio. Franken zahlt. 
Die Regierung will von ihrem Ent-
scheid aber nicht abrücken. 

Der Bund lasse solche Zahlungen 
zwar zu, die Definition von GWL sei 
aber unklar, begründet die Regierung: 
«Die Folge davon ist, dass der Wettbe-
werb zwischen den am Markt auftre-
tenden Spitälern aufgrund von GWL-
Beiträgen unter  Umständen erheblich 
verzerrt wird.» Daher habe sich der 
 Regierungsrat bereits im Rahmen der 
Totalrevision des Spitalgesetzes 2014 
bewusst für eine «restriktive Rege-
lung» ausgesprochen. «Es ist nicht die 
Aufgabe des Kantons, planwirtschaftli-
che Markteingriffe vorzunehmen», so 
die Ansicht der Schwyzer Regierung. 

Der Kanton leiste bereits seit mehr 
als zehn Jahren GWL an die Spitäler. 
So zahlt er einen jährlichen Beitrag 
für die Aus- und Weiterbildungsleis-
tungen der Spitäler, um dem Mangel 
an Fachkräften entgegenzuwirken. Im 
vergangenen Jahr waren dies insge-
samt 3,3 Mio. Franken.

«Nicht im Sinne des 
Spitalgesetzes» 
Eine Finanzierung der GWL für die 
Notfallstationen ist laut Regierung 
wie erwähnt nicht angezeigt und sei 
seit der neuen Spitalfinanzierung 
auch noch nie ausgezahlt worden. 
Der Notfall sei indessen im Leistungs-
auftrag enthalten. «Notfallvorhalte-
leistungen sind grundsätzlich nicht 
als GWL-Beiträge abzugelten, sondern 
Teil der OKP-Pflichtleistungen», fasst 

die Regierung zusammen und ver-
weist dazu auf die Rechtssprechung 
des Bundesgerichts, auf die Interpreta-
tion von H+, auf die Meinung der Kon-
ferenz der Gesundheitsdirektoren und 
des Bundes. 

Im Übrigen sei es nicht so, dass die 
Schwyzer Spitäler durch den Kanton 
angehalten würden, «zu kleine oder 
schlecht ausgelastete Notfallstationen 
aus regionalpolitischen Gründen of-
fen zu halten». In diesem Fall wäre 
eine Finanzierung über GWL-Beiträ-
ge zu legitimieren. Eine Subventionie-
rung der Spitäler über GWL-Beiträge 
ist aus Sicht der Schwyzer Regierung 
aber nicht im Sinne des Spitalgeset-
zes, schreibt die Regierung zusammen-
fassend zur Interpellation Chaix. Sie 
beantragt dem Kantonsrat, den Vor-
stoss nicht erheblich zu erklären. (mri)

Die Mitte will 
Lohndeckel 
für SZKB-GL
Nun fordert auch die 
Mitte-Partei einen 
Kurswechsel in der 
Lohnpolitik für die 
SZKB-Geschäftsleitung. 

von Martin Risch

Vergangene Woche hatte bereits die 
SVP die jüngsten Entschädigungen für 
die SZKB-Geschäftsleitung scharf kriti-
siert und einen Kurswechsel gefordert. 
Die Entschädigung von fast 4 Millionen 
Franken, die der Geschäftsleitung für 
2023 ausbezahlt wurde, kommt nun 
auch der Mitte-Partei in den falschen 
Hals. Die fünf Mitglieder der Geschäfts-
leitung hatten 2022 noch gut 2,56 Mil-
lionen Franken erhalten. Die Erhöhung 
um über die Hälfte sei «unanständig 
hoch», wie die Mitte gestern mitteilte. 

Fraktionspräsident Stefan Lang-
enauer wird in der Mitteilung wie folgt 
zitiert: «Wenn der Bankrat und die Ge-
schäftsleitung keine Lösung für eine 
angemessene Vergütung finden, bleibt 
nur noch der Weg über eine gesetzli-
che Regelung.» Die Mitte-Fraktion ha-
be deshalb eine entsprechende Mo-
tion eingereicht, die eine Limitierung 
der Vergütung für die Geschäftslei-
tung der SZKB fordert. Eine ähnliche 
Regelung kenne zum Beispiel schon 
der Kanton Aargau, der damit gut fah-
re. Die Schwyzer Regierung wird auf-
gefordert, eine entsprechende Geset-
zesanpassung vorzulegen. Die SVP hat 
im Übrigen angekündigt, den Jahres-
bericht der SZKB im Kantonsrat zur 
Ablehnung zu empfehlen, sollten die 
Bankverantwortlichen keine Kurskor-
rektur einleiten. «Unsere 

betrieblichen 
Kennzahlen zeigen, 
dass wir eine 
qualitativ sehr gute 
Medizin effizient 
zu erbringen 
vermögen.»
Martin Kaspar  
Leiter Kommunikation und Marketing 
Spital Lachen AG




